
Datenschutz-Hinweise 

Zweck der Verarbeitung 

Auf der Hinweisgeber-Plattform werden im Rahmen der Eingabe und Bearbeitung von 
Meldungen im internen Meldesystem unter anderem folgende Arten an personenbezogenen 
Daten verarbeitet: 

 Informationen zur persönlichen Identifizierung des Hinweisgebers, wie zum Beispiel Vor- und 
Nachname, Geschlecht, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse;

 Beschäftigteneigenschaft zum Therapiezentrum Burgau
 Informationen zu betroffenen Personen, d.h. natürlichen Personen, die in einer Meldung als 

eine Person bezeichnet wird, die den Verstoß begangen hat, oder mit der die bezeichnete 
Person verbunden ist. Solche Informationen sind zum Beispiel Vor- und Nachname, 
Geschlecht, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse oder sonstige Informationen, die 
eine Identifikation ermöglichen;

 Informationen über Verstöße, die ggf. Rückschlüsse auf eine natürliche Person erlauben.

Auf der Hinweisgeber-Plattform werden die personenbezogenen Daten zum Zwecke der 
Untersuchung der Meldungen verarbeitet sowie um Verstöße gegen geltendes Recht oder 
Unternehmensrichtlinien zu verhindern, aufzudecken und/oder Folgemaßnahmen (wie 
Maßnahmen zur Prüfung der Stichhaltigkeit der in der Meldung erhobenen Behauptungen 
und gegebenenfalls zum Vorgehen gegen den gemeldeten Verstoß, unter anderem durch 
interne Nachforschungen, Ermittlungen, Strafverfolgungsmaßnahmen, Maßnahmen zur 
Einziehung von Mitteln oder Abschluss des Verfahrens) vorzunehmen. 

Rechtsgrundlage 

1. Informationen zur persönlichen Identifizierung des Hinweisgebers werden nur verarbeitet,
wenn der Hinweisgeber dazu eine Einwilligung gemäß Art. 6 Abs. 1a) DSGVO abgegeben
hat. Danach ist die Verarbeitung nur rechtmäßig, wenn die betroffene Person ihre Einwilligung
zu der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten für einen oder mehrere
bestimmte Zwecke gegeben hat.

2. Informationen zur Beschäftigteneigenschaft, Informationen zu betroffenen Personen sowie
sonstige Informationen, die Rückschlüsse auf natürliche Personen zulassen, werden auf der
Grundlage des Art. 6 Abs. 1f) DSGVO verarbeitet. Danach ist die Verarbeitung rechtmäßig,
wenn die Verarbeitung zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen oder
eines Dritten erforderlich ist, sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten
der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen.

Ein berechtigtes Interesse besteht, je nach dem zu prüfenden konkreten Einzelfall, in der 
Bearbeitung von Meldungen, um Folgemaßnehmen durchführen zu können, wie Maßnahmen 
zur Prüfung der Stichhaltigkeit der in der Meldung erhobenen Behauptungen und 
gegebenenfalls zum Vorgehen gegen den gemeldeten Verstoß, unter anderem durch interne 
Nachforschungen, Ermittlungen, Strafverfolgungsmaßnahmen, Maßnahmen zur Einziehung 
von Mitteln oder Abschluss des Verfahrens. Ob Interessen oder Grundrechte und 
Grundfreiheiten der betroffenen Person einer solchen Datenverarbeitung entgegenstehen, 
wird im Einzelfall, u.a. auch mit Blick auf den Verstoß geprüft. 



3. Gegebenenfalls werden personenbezogene Daten von Beschäftigten auf Grundlage von § 26 
Abs. 1 Satz 2 BDSG verarbeitet. Danach dürfen personenbezogene Daten von Beschäftigten 
i.S.v. § 26 Abs. 8 BDSG zur Aufdeckung von Straftaten verarbeitet werden, wenn zu 
dokumentierende tatsächliche Anhaltspunkte den Verdacht begründen, dass die betroffene 
Person im Beschäftigungsverhältnis eine Straftat begangen hat, die Verarbeitung zur 
Aufdeckung erforderlich ist und das schutzwürdige Interesse der oder des Beschäftigten an 
dem Ausschluss der Verarbeitung nicht überwiegt, insbesondere Art und Ausmaß im Hinblick 
auf den Anlass nicht unverhältnismäßig sind. 

Betroffenenrechte 

Gemäß der DSGVO haben Sie und die im Hinweis genannten Personen das Recht auf 
Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung sowie ein 
Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten. Wird das 
Widerspruchsrecht in Anspruch genommen, prüfen wir umgehend, inwieweit die 
gespeicherten Daten für die Bearbeitung eines Hinweises noch erforderlich sind. Nicht mehr 
benötigte Daten werden unverzüglich gelöscht. Außerdem steht Ihnen ein Beschwerderecht 
bei einer Aufsichtsbehörde zu. 

Aufbewahrungsdauer   

Personenbezogene Daten werden so lange aufbewahrt, wie es die Aufklärung und 
abschließende Beurteilung des Hinweises erfordern oder ein berechtigtes Interesse des 
Unternehmens besteht oder dies aufgrund eines Gesetzes erforderlich ist. Nach Abschluss 
der Hinweisbearbeitung werden diese Daten entsprechend den gesetzlichen Vorgaben 
gelöscht. 

 


